
sein geplantes Verbrechen, das einen sehr beträchtlichen 
materiellen und ideellen Schaden herbeiführen würde, 
nicht gelingt.

Die Gesellschaftsgefährlichkeit des Versuchs bestimmt 
sich zunächst danach, welch'es konkrete Verbrechen ver­
wirklicht werden sollte, mit welchem möglichen mate­
riellen und ideellen Schaden im Falle der Vollendung 
des versuchten Verbrechens zu rechnen war. Wäre 
dieser mögliche Schaden gering gewesen, dann kann in 
Anwendung der Regel über den Ausschluß der Gesell­
schaftsgefährlichkeit der Handlung ein Freispruch er­
folgen; wäre dieser mögliche Schaden, wie wohl in den 
meisten Fällen des versuchten Toto-Betruges, beträcht­
lich gewesen, dann muß Bestrafung nach den Grund­
sätzen der §§ 43 ff. StGB stattfinden. Beim Versuch gibt 
es noch einen anderen Fall des Ausschlusses des ver­
brecherischen Charakters. In manchen Fällen gehen 
die Täter von recht eigenartigen Vorstellungen über die 
Gesetzmäßigkeit der objektiven Realität, die sie in den 
Dienst der Verbrechensverwirklichung stellen wollen, 
aus. So versuchte vor einigen Jahren eine Frau ihre 
Schwiegermutter mit einer kleinen Dosis harmloser 
Schlaftabletten zu vergiften. Sie wußte sehr wohl, daß 
es sich um Schlaftabletten handelt, nahm aber offenbar 
an, daß diese tödlich wirken würden. Ein solcher Ver­
such ist nicht gesellschaftsgefährlich, und man kann 
die allgemeine Regel aufstellen: Der Versuch eines
Verbrechens ist dann nicht gesellschaftsgefährlich, wenn 
der Täter nur auf Grund grober Unkenntnis der Natur­
gesetze oder auf Grund von Aberglauben der Ansicht 
sein konnte, sein Handeln sei geeignet, ein Verbrechen 
zu verwirklichen.

Die Regel über den Ausschluß der Gesellschafts­
gefährlichkeit einer Handlung wird noch in anderer 
Hinsicht mißverstanden. In mehreren Seminarberichten 
tauchte die Tendenz auf, dieses Problem vor allen Din­
gen auf die Frage des Subjekts und der subjektiven 
Seite der Handlungen zu reduzieren. Wohin man bei 
einer solchen Auffassung kommen kann, wurde eingangs 
in dem Urteil des Stadtbezirksgerichts demonstriert. 
Ein 18jähriger Angeklagter, der „in seiner Wohngegend 
einen guten Leumund“ hatte, „Elektrikerhelfer“ war 
und bei seiner Mutter wohnte, hatte sich laut Sachdar­
stellung des Gerichts sinnlos betrunken. In diesem 
Zustand beging er folgende Taten:

1. drang er in eine fremde Wohnlaube ein, verließ sie 
aber sofort, als er bemerkte, daß sich darin eine 
Frau mit zwei Kindern befand;

2. überfiel er dieselbe Frau, die vor Angst durch das 
Fenster geflüchtet war, „würgte sie und berührte sie 
unsittlich“;'

3. nachdem er durch die Frau und deren Tochter ver­
trieben wurde, begab er sich auf ein anderes Grund­
stück, zerstörte dort einen Zaun, drang unter Ge­
waltanwendung in eine Wohnlaube ein und be­
schmutzte mit seinen blutigen Händen Wäsche, Be­
kleidungsstücke, Gardinen und anderes. Laut Sach­
darstellung sei diese Wohnlaube sehr verwüstet 
gewesen;

4. die Hände hatte sich der Täter durch Einschlagen 
einer Scheibe auf dem Grundstück eines dritten 
Siedlers verletzt;

5. außerdem wurde festgestellt, daß der Angeklagte 
auch auf anderen Grundstücken sein Unwesen ge­
trieben hatte.

Man sollte meinen, daß diese Belästigung von Men­
schen, das Zertrümmern und Beschmutzen von Gegen­
ständen, das Eindringen in fremde Wohnlauben, über­
haupt das „Unwesentreiben“ durchaus keine harmlose 
Sache mehr ist, sondern daß ein solches Verhalten ge­
sellschaftsgefährlich ist. Das Stadtbezirksgericht aber 
erklärt, das alles ist nicht so wichtig, denn der Täter 

hat keinen „gesellschaftsgefährlichen Charakter“. Wobei 
es sich bei dieser Feststellung darauf stützt, daß der 
Angeklagte 1. ein Elektrikerlehrling ist, der damit zeigt, 
„daß er bemüht ist, sich für einen ordentlichen Beruf 
zu qualifizieren“ usw. (wie wäre es, wenn es sich um 
einen ungelernten Arbeiter gehandelt hätte?); 2. sei 
der Angeklagte ein „höflicher und zuvorkommender 
junger Mann“ (was hätte das Gericht getan, wenn der 
Angeklagte ein mürrischer Mensch gewesen wäre?);
3. habe der Angeklagte seine Handlungsweise „sehr“ 
bereut (wieviele Angeklagte gibt es, die ihre Tat vor 
Gericht nicht bereuen?).

Im ganzen Urteil findet sich nicht ein Wort, daß es 
der Tat etwa an schädlichen Folgen mangele. Ange­
sichts der Tatsachen wäre das auch schlecht möglich 
gewesen. Es stützt sich darauf, daß angeblich der Täter 
nicht gesellschaftsgefährlich sei. Die Tatsachen, die es 
anführt, liegen aber vor Begehung der Handlung. 
Trotzdem hat der „nicht gesellschaftsgefährliche Cha­
rakter“ den Täter von der Begehung seiner Ausschrei­
tungen nicht abgehalten. Dieser „Charakter“ kann 
überhaupt nicht zur Minderung der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Tat führen, erhöht sie allerdings auch nicht. 
Darum war der Täter zu bestrafen, und, soweit ein 
Antrag gestellt wurde, zum Schadensersatz zu verur­
teilen. Wenn sich das Urteil aber hinsichtlich seiner 
Subjekts-Theorie auf den Artikel über die Strafpolitik 
beruft, so ist das vollkommen verfehlt, denn in diesem 
Artikel spricht Benjamin von der n a c h t r ä g l i c h e n  
Veränderung des Subjekts und zitiert in diesem Zu­
sammenhang Art. 8 des UK der RSFSR, woraus deut­
lich hervorgeht, daß jemand, der sich nach Begehung 
der Handlung so ändert, daß er nicht mehr als gesell­
schaftsgefährlich angesehen werden kann, dann auch 
nicht zu bestrafen ist. Hier kann von einer solchen 
grundlegenden Änderung jedoch keine Rede sein.

Weiter ist das Gericht der Auffassung, eine Tat er­
halte erst durch die Gesellschaftsgefährlichkeit des 
Täters „einen gesellschaftsgefährlichen Charakter“. Die 
Richter mögen es uns verzeihen, aber das ist imperia­
listische Tätertypenideologie. Hier werden die Dinge 
geradezu auf den Kopf gestellt. Gesellschaftsgefährlich 
kann ein Mensch nur sein, soweit er gesellschafts­
gefährliche Handlungen begeht, aber niemals umge­
kehrt8). Die Theorie des Stadtbezirksgerichts beschwört 
die Gefahr herauf, daß nicht die Handlungen des 
Täters bestraft werden, sondern sein „Charakter“; die 
Handlungen des Täters aber würden zu einem unbe­
deutenden Anlaß der Bestrafung herabgewürdigt wer­
den. Es sei hier noch einmal ausdrücklich betont: 
Wenn eine Handlung einem Tatbestände entspricht und 
sie weder geringfügig (bei Begehungsdelikten) ist, noch 
ihre Folgen unbedeutend (bei Erfolgsdelikten) sind, so 
ist sie gesellschaftsgefährlich, mag das Subjekt im 
übrigen auch einen noch so positiven Charakter auf­
weisen.

In einen ähnlichen Fehler verfielen die Teilnehmer 
an einem Seminar in Dessau. In dem Bericht heißt es: 

„Nach ausgiebiger Diskussion kamen alle Teil­
nehmer zu der Auffassung, daß der Freispruch 
möglich ist entweder bei mangelnder Gesellschafts­
gefährlichkeit des Täters o d e r  der Tat; daß aber 
ein Freispruch beispielsweise nicht erfolgen kann, 
wenn die Gesellschaftsgefährlichkeit des Täters 
(mehrfach vorbestrafter Täter) die mangelnde Ge­
sellschaftsgefährlichkeit der Tat überwiegt.“

Wenn eine Handlung nicht gesellschaftsgefährlich ist, 
weil sie beispielsweise geringfügig war (§ 330 c StGB), 
dann d a r f  k e i n e  B e s t r a f u n g  e r f o l g e n .  Wer 
trotzdem straft, bestraft den Menschen nicht wegen 
Begehung eines Verbrechens — denn daß ein solches 
nicht begangen wurde, gilt ja als festgestellt —, sondern 
wegen einer angeblich gefährlichen Gesinnung. Auch 
ein Mensch, der mehrmals vorbestraft ist, darf nicht 
wegen irgendeines geringfügigen Anlasses ins Gefäng­
nis geworfen werden. Woher will das Gericht wissen, 
daß dieser mehrmals vorbestrafte Angeklagte „gesell­
schaftsgefährlich“ ist? Das können doch nur seine 
Handlungen ergeben. Aber diese Handlungen werden 
doch gerade für ungefährlich angesehen. Die Dessauer 
Meinung ist also mit dem materiellen Verbrechens­
begriff unvereinbar und muß ebenfalls abgelehnt 
werden.

Die Regel über den Ausschluß der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit der Handlung n e n n t  n u r  o b j e k t i v e  G e ­
s i c h t s p u n k t e  und keine, die das Subjekt oder die 
subjektive Seite betreffen. Wenn festgestellt wird, daß 
eine vorsätzlich oder fahrlässig begangene Handlung 
objektiv nicht geringfügig ist bzw. nicht unbedeutende 
Folgen aufweist, dann ist ein Fehlen der „Gesellschafts­
gefährlichkeit des Täters“ zur Zeit der Tat unmöglich, 
denn die Handlung des Menschen ist der Maßstab für 
seine Persönlichkeit. Andere Maßstäbe gibt es nicht.

8) Wir möchten hier nicht wiederholen, sondern verweisen 
an dieser Stelle hinsichtlich der Frage, welchen Einfluß das 
Subjekt auf die Tatbestandsmäßigkeit einer Handlung nimmt, 
auf unsere Artikel in NJ 1953, S. 668 ff. und 762 ff.
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